
 
 
 

  

Argumentarium 
Entlastungspa-
ket 2027 
Unsere Museen sind Investitionen in Demokratie, 
Wirtschaft und Zukunftsfähigkeit der Schweiz. Sie 
stärken die gesellschaftliche Resilienz, erbringen 
wirtschaftliche Wertschöpfung und bewahren unsere 
Kulturgüter. Sie sind unverzichtbar für die demokrati-
sche Bildung und Teilhabe der Bevölkerung und für 
die Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen. Die 
Schweizer Museen stehen für unsere Geschichte. Un-
sere Heimat. Unsere Werte. 
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1. Summary 

Der Verband der Museen der Schweiz VMS vertritt ca. 850 Schweizer Museen. 
Wir sind zutiefst besorgt über das vorliegende «Entlastungspaket 2027». Be-
reits in unserer Stellungnahme1 mit der Task Force Culture haben wir unsere 
Anliegen in die Vernehmlassung eingebracht.  

Der VMS fordert:  

1 Verzicht auf die Kürzungen des Kulturbudgets bis 2030 (Kap. 1.6.9) und Ein-
führung des Teuerungsausgleichs. 

2 Streichung des geplanten Art. 7 Abs. 2 des Subventionsgesetzes (SuG), mit 
dem sich der Bund massgeblich aus der öffentlichen Finanzierung kultureller 
Institutionen und Projekte zurückziehen will (Massnahme 3.36) 

3 Verstärkte Investitionen in präventiven Kulturgüterschutz sowie in digitale Si-
cherheit und Cyberabwehr, Notfallplanung und Evakuierungskonzepte sowie 
Schutz gegen Extremwetterereignisse. 

4 Verzicht auf Kürzungen im Bereich der touristischen Förderinstrumente.   

5 Verzicht auf Kürzungen in den Bereichen Bildung, Teilhabe, Forschung und 
Innovation. 

 

 

 

 

 

 
1 2025.04.17_TFC_-Stellungnahme_Entlastungspaket-27_Kultur-ist-systemre-
levant.pdf 

2. Verheerende Kürzungen – Kulturerbe in Gefahr 

2.1. Einfrieren des Kulturbudgets; Einsparungen mit Folgen 

Rechtliche Grundlagen und Verpflichtungen 

Die Förderung von Museen und der Schutz des Kulturerbes ist eine verfas-
sungsrechtliche Pflicht. Fünf Artikel der Bundesverfassung (67a, 69, 70, 71, 78) 
verankern den Schutz und die Förderung von Kultur als Aufgabe des Bundes. 
Das Kulturförderungsgesetz (KFG) von 2009 konkretisiert diesen verfassungs-
rechtlichen Auftrag und regelt explizit die Kulturförderung des Bundes in zent-
ralen Bereichen: Bewahrung des materiellen und immateriellen kulturellen Er-
bes, Kunst- und Kulturschaffen einschliesslich Nachwuchsförderung, Vermitt-
lung von Kunst und Kultur, Austausch zwischen den kulturellen und sprachli-
chen Gemeinschaften in der Schweiz sowie Kulturaustausch mit dem Ausland.  

Die gesetzlich verankerten Ziele sind: den Zusammenhalt und die kulturelle 
Vielfalt in der Schweiz zu stärken, ein vielfältiges und qualitativ hochstehendes 
Kulturangebot zu fördern, günstige Rahmenbedingungen für Kulturschaffende 
sowie für kulturelle Institutionen und Organisationen zu schaffen, der Bevölke-
rung den Zugang zur Kultur zu ermöglichen und das schweizerische Kultur-
schaffen im Ausland bekannt zu machen. In Art. 10 des Schweizer Kulturförde-
rungsgesetzes ist festgehalten, wie der Bund durch Finanzhilfen an Museen, 
Sammlungen und Netzwerke Dritter einen konkreten Beitrag zur Bewahrung 
des kulturellen Erbes leisten kann. 

Zusätzlich ist die Schweiz Unterzeichnerin des Haager Abkommens von 1954 
und der dazugehörigen Protokolle sowie der UNESCO-Konvention zur kulturel-
len Vielfalt. Diese internationalen Verpflichtungen anerkennen explizit, dass 
Museumsbestände integraler Bestandteil des zu schützenden Kulturerbes 
sind. Die sechs Abkommen mit der UNESCO im Bereich Kultur dienen dem 

https://taskforceculture.ch/wp-content/uploads/2025/04/2025.04.17_TFC_-Stellungnahme_Entlastungspaket-27_Kultur-ist-systemrelevant.pdf
https://taskforceculture.ch/wp-content/uploads/2025/04/2025.04.17_TFC_-Stellungnahme_Entlastungspaket-27_Kultur-ist-systemrelevant.pdf
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Schutz und der Bewahrung des Kultur- und Naturerbes der Welt, welches expli-
zit Museumsbestände einschliesst. Das Haager Abkommen verpflichtet die 
Schweiz völkerrechtlich zur Sicherung von Kulturgut im Falle bewaffneter Kon-
flikte. Museen sind zentrale Akteure bei der Umsetzung dieser völkerrechtli-
chen Verpflichtungen. 

Besondere Verletzlichkeit der Museumslandschaft 

Museen können ihre Grundaufgaben - die Bewahrung, Erforschung und Ver-
mittlung des kulturellen Erbes - nicht beliebig reduzieren oder kommerzialisie-
ren. Ein Museum kann nicht plötzlich weniger Objekte konservieren oder die 
Hälfte seiner Sammlung verkaufen. Jeder gesparte Schweizer Franken bei der 
präventiven Konservierung des Kulturerbes führt zu zehn- bis 50-fach höheren 
Restaurierungskosten in der Zukunft - wenn Rettung überhaupt noch möglich 
ist. Diese Faustformel der Konservierungswissenschaft zeigt, dass präventive 
Massnahmen in allen Museumstypen nicht nur kulturell sinnvoll, sondern auch 
ökonomisch zwingend sind. 

Einfrieren der Ausgaben im Kulturbereich bis 2030 

Die Botschaft zum Entlastungspaket sieht ein Nullwachstum der Ausgaben im 
Kultursektor bis 2030 vor. Das bedeutet faktisch Kürzungen für Museen: Stei-
gende Preise bei gleichbleibenden Mitteln führen zu einem schleichenden Ab-
bau der Ziele der Kulturbotschaft 2025-2028, insbesondere der drei Hand-
lungsfelder Kulturerbe als lebendiges Gedächtnis, digitale Transformation in 
der Kultur sowie Kultur als Dimension der Nachhaltigkeit. Diese Zielsetzungen 
werden durch die geplanten Kürzungen systematisch untergraben. Bis im Jahr 
2028 wird sich dadurch das Jahresbudget nochmals um etwa 4%, bei An-
nahme einer jährlichen Teuerung eines Prozents, reduzieren.  

Die vorgeschlagene Massnahme akzentuiert eine laufende Dynamik: Die Be-
dürfnisse in der Praxis und die Forderungen des Bundes im Kulturbereich sind 
gestiegen. Jedoch bleiben die Mittel gleich oder gehen zurück. Die Kantone 
müssen zwingend in die Diskussionen einbezogen werden, wenn es um die 
Festlegung der Prioritäten bei der Kulturfinanzierung geht.  

Die Massnahmen werden sich insofern in den Budgets der Kantone nieder-
schlagen, als dass sich für die anderen Förderinstanzen die Frage stellen wird, 
ob sie den bundesseitig wegfallenden Subventionsbeitrag ausgleichen. Wer-
den die Beträge nicht ausgeglichen, besteht die Gefahr, dass Projekte und In-
stitutionen nicht mehr im gleichen Masse umgesetzt bzw. betrieben werden 
können oder ganz eingestellt werden müssen. Dies wird eine Verarmung der 
Schweizer Kulturlandschaft, sowie eine Beeinträchtigung der kulturellen Viel-
falt und des kulturellen Austauschs zur Folge haben.  

Forderung des VMS: 

Verzicht auf die Kürzungen des Kulturbudgets bis 2030 (Kap. 1.6.9) und Einfüh-
rung des Teuerungsausgleichs. 

2.2. Stellungnahme zu Art. 7 Abs. 2 des Subventionsgesetzes 
(SuG) 

Museen sind auf Beiträge von Bund, Kantonen und Gemeinden angewiesen. 
Sie leisten einen zentralen Beitrag zur kulturellen Teilhabe, zur Bildung und zur 
demokratischen Öffentlichkeit. Kulturelle Institutionen generieren gesamtge-
sellschaftlichen Nutzen. Dies erfordert flexible Subventionsinstrumente. 

Starre Subventionsgrenzen sind nicht tragfähig 

Nach dem Bundesgesetz über Finanzhilfen und Abgeltungen vom 5. Oktober 
1990 (Subventionsgesetz, SuG), müssen zahlreiche Voraussetzungen erfüllt 
sein, damit überhaupt Finanzhilfen des Bundes an Subventionsempfänger ent-
richtet werden können (Art. 6 SuG). Art. 7 SuG in seiner aktuellen Fassung stellt 
darüber hinaus strenge Grundsätze über die Art und Höhe von Finanzhilfen auf. 
So gilt das Subsidiaritätsprinzip: Soweit andere Mittel als bundesrechtliche Fi-
nanzhilfen erlangt werden können, dürfen keine Bundesleistungen eingesetzt 
werden. Zudem dürfen nur so viel Mittel zur Verfügung gestellt werden, als zur 
Realisierung des Vorhabens noch fehlen (BBl 1987, S. 390 f.). Auch muss den 
Erfordernissen der Finanzpolitik soweit wie möglich Rechnung getragen wer-
den, insbesondere durch Kreditvorbehalte und Höchstsätze. 
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Der damalige Gesetzgeber wollte allerdings auch «Raum für eine gebührende 
Berücksichtigung des Solidaritätsprinzips» lassen, damit «Aspekte der Sozial- 
und Regionalpolitik in der einzelnen Finanzhilferegelung Platz» haben (BBl. 
1987, 390). 

Die Vernehmlassungsvorlage zum «Entlastungspaket» vom 29.01.2025 hätte 
einen neuen Art. 7 Abs. 2 SuG eingeführt, der das Solidaritätsprinzip erheblich 
eingeschränkt hätte. Er sah vor, dass Finanzhilfen 50 % der Kosten der unter-
stützten Aufgabe nicht übersteigen dürften. Bei degressiver Ausgestaltung und 
zeitlicher Befristung dürften sie in begründeten Fällen höher sein 
(https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/91547.pdf, S. 6.) 

Bereits diese Grundsatzänderung hätte nach Meinung des VMS gravierende 
Konsequenzen. Starre Subventionsobergrenzen gefährden die kulturelle Infra-
struktur der Schweiz. 

Kombinationsdeckelung mit falschen Anreizen 

Besonders stossend ist nach unserer Ansicht, dass der Bundesrat in seiner 
Botschaft vom 19.09.2025 nunmehr eine Kombinationsdeckelung vorsieht. Da-
nach ist der 50 %-Höchstsatz auf die gesamte steuerfinanzierte Finanzhilfe an-
zuwenden – also nicht nur die vom Bund zu leistenden, sondern die von Bund, 
Kantonen und Gemeinden kombiniert erbrachten Zahlungen, 
(https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundes-
rat/K8QxBX7LemSn/botschaft-entlastungspaket-2027-de.pdf, S. 93). Wenn 
Kantone und Gemeinden also bereits leisten, kann sich – so muss die Bot-
schaft verstanden werden – der Bund solche Leistungen für die neue Quote 
von 50 % selbst zugutehalten und sich entsprechend aus der Finanzierung des 
Projekts bzw. der Institution zurückziehen. Wo vorher noch partnerschaftlich 
zusammen gefördert wurde, wälzt der Bund die Finanzierung in vielen Fällen 
also vollständig auf die Kantone und Gemeinden ab. Dieser Ausfall der Bun-
desfinanzierung dürfte in vielen Fällen zu einer Kürzung der Finanzhilfen und 
zur vollständigen Streichung von Projekten führen.  

Die Kombinationsdeckelung greift tief in die föderale Autonomie ein. Faktisch 
macht sie Bundesbeiträge von kantonalen und kommunalen Entscheidungen 
abhängig – oder umgekehrt. Dies stellt eine Form indirekter Steuerung dar, die 
mit dem Prinzip der eigenständigen Aufgabenverantwortung der Kantone kolli-
diert. 

Wir befürchten ausserdem, dass die Kürzung der Bundessubventionen für die 
Kantone und Gemeinden ein fatales Signal setzen, dass nämlich die Projekte 
aus Bundessicht inhaltlich nur noch teilweise oder gar nicht mehr förderungs-
würdig seien. Ein Fanal für unsere ohnehin schon unter extremem Spardruck 
stehenden Institutionen. 

Da die angekündigten «drastischen Einschnitte» bereits ab 1. Januar 2027 in 
Kraft treten sollen, ist die gesamte Planungssicherheit für staatlich subventio-
nierte Projekte und Institutionen damit praktisch aufgehoben. Zudem wird da-
mit für Institutionen mit mehrjährigen Verpflichtungen – von Museen über For-
schungsinstitute bis zu Sozialeinrichtungen – jede längerfristige Planung zur 
Spekulation. Diese Unsicherheit verhindert strategische Entwicklung und 
zwingt Institutionen in einen Modus permanenter Existenzangst. 

Kombinationsdeckelung mit Rechtsunsicherheit und Behördenaufwand 

Die vorgeschlagene Kombinationsdeckelung wirft fundamentale Fragen der 
praktischen Umsetzbarkeit auf. Bereits in der Vorbereitungsphase dieses 
Schreibens zeigt sich, dass verschiedene Behörden und betroffene Institutio-
nen den Begriff «gesamte steuerfinanzierte Finanzhilfe» unterschiedlich inter-
pretieren. Was genau bedeutet «gemeinsam»? Welche Leistungen werden zur 
Berechnung der 50 %-Quote herangezogen? Besonders problematisch ist die 
unterschiedliche Interpretation des Begriffs «Abgeltung». Es zeigt sich, dass 
verschiedene Behörden dieselben staatlichen Zahlungen unterschiedlich qua-
lifizieren – was zu erheblichen Unterschieden in der Berechnung der 50 %-
Quote führt. Diese fehlende Rechtsklarheit macht eine einheitliche Anwen-
dung der Regelung praktisch unmöglich. 

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/91547.pdf
https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/K8QxBX7LemSn/botschaft-entlastungspaket-2027-de.pdf
https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/K8QxBX7LemSn/botschaft-entlastungspaket-2027-de.pdf
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Die Kombinationsdeckelung erfordert eine aufwändige Koordination zwischen 
Bund, Kantonen und Gemeinden, die dem Subsidiaritätsprinzip und dem Prin-
zip der schlanken Verwaltung diametral entgegensteht. So müsste gemäss un-
serer Interpretation jede Ebene kontinuierlich ihre Beiträge offenlegen und mit 
den anderen abgleichen. Dies erfordert neue Meldesysteme und Datenbanken.  

Zudem müssten vor jeder Subventionszusage Bund, Kantone und Gemeinden 
ihre Beteiligungen koordinieren. Wer entscheidet bei Uneinigkeit? Wer trägt die 
Verantwortung für die Gesamtberechnung? Auch der Prüfungsaufwand wäre 
erheblich, sowohl Antragsteller als auch Behörden müssten sämtliche staatli-
chen Finanzierungsquellen dokumentieren und nachweisen. Dies bindet Res-
sourcen, die für die eigentliche Aufgabenerfüllung fehlen. Bei jeder Änderung 
der Beiträge einer staatlichen Ebene müssten alle anderen ihre Zusagen über-
prüfen und gegebenenfalls anpassen – ein bürokratischer Teufelskreis. 

Dieser Mehraufwand trifft nicht nur die öffentlichen Verwaltungen aller Ebe-
nen, sondern insbesondere die Finanzhilfeempfänger. Gerade diejenigen, die 
auf Unterstützung angewiesen sind, werden mit zusätzlicher Bürokratie belas-
tet. 

Höchst fragwürdiger Prozess 

Die Einführung einer Änderung von solcher Tragweite nach der Vernehmlas-
sung mangelt an Verfahrenstransparenz und ist fragwürdig. Ein Eingriff, der das 
gesamte Subventionswesen grundlegend umgestaltet und auf Jahrzehnte prä-
gen würde, verlangt einen transparenten, demokratisch abgestützten Prozess. 

Beispiele für Finanzhilfen des BAK  

Der VMS interpretiert mögliche Folgen: 

• SAPA (Swiss Archive of the Performing Arts, 90% durch öffentliche 
Hand finanziert)  

• Fotostiftung Schweiz (70% durch öffentliche Hand finanziert) 

 
2 studie-ifm-oekonomischer-fussabdruck-von-museen.pdf 

• Schweizer Memorial für die Opfer des Nationalsozialismus 
• Das geplante Netzwerk zur Geschichte der Gleichstellung 
• MASI Lugano (Stiftung): Aufwand 2024 CHF: 9.6 Mio. 

Beiträge der öffentlichen Hand 2024: CHF 7.2 Mio. (76%) 
• Zentrum Paul Klee (Stiftung): Aufwand 2024: CHF 10.4 Mio.  

Beiträge der öffentlichen Hand 2024: CHF 7.1 Mio. (64%) 
• Bernisches Historisches Museum (Stiftung): Aufwand 2024: CHF 13.3 

Mio. Beiträge der öffentlichen Hand 2024: CHF 7’7 Mio. (58%) 

Forderung des VMS: 

Streichung des geplanten Art. 7 Abs. 2 des Subventionsgesetzes (SuG), mit 
dem sich der Bund massgeblich aus der öffentlichen Finanzierung kultureller 
Institutionen und Projekte zurückziehen will (Massnahme 3.36) 

3. Wirtschaftlicher Nutzen & Wertschöpfung  

3.1. Museen sind Wertschöpfungstreiber 

Museen sind Teil der kritischen Infrastruktur der Schweiz und tragen zur Wirt-
schaft bei. Jeder investierte Schweizer Franken bringt rund 1,6 bis 1,7 Franken2 
an gesamtwirtschaftlichem Nutzen zurück.  

Museen generieren Wertschöpfung in diesen drei Kategorien:  

• Direkte Arbeitsplätze in Museen (BFS 2021: 12’000) und Ankauf von 
Dienstleistungen (im Vergleich zur gesamten Volkswirtschaft macht 
der Kultursektor einen Anteil von 10.6 % der Unternehmen bzw. 9.8 % 
der Arbeitsstätten in der Schweiz aus) 

• Indirekt: Aufträge an Lieferanten und Dienstleister (bspw. Handwerks-
betriebe, Restaurierung, Museumstechnik u.a.) 

https://www.museumsbund.de/wp-content/uploads/2025/07/studie-ifm-oekonomischer-fussabdruck-von-museen.pdf
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• Induzierte: Konsumausgaben der Beschäftigten und touristische Aus-
gaben der Besuchenden 

Kürzungen im Museumssektor wirken sich u.a. direkt auf den Tourismussektor, 
die Gastronomie, Hotellerie und lokale Dienstleister aus, bspw. in der Konser-
vierung und Restaurierung, auf Museumsunterhalt, Sicherheits- und IT-Dienst-
leister für Museen oder Ausstellungsbau und Museumstechnik. 

3.2. Auswirkungen auf den Tourismussektor 

Rund 15 Millionen Menschen besuchen jährlich die 1'104 Museen in der 
Schweiz (BFS 2023). 

• Geografische Bedeutung: 51,3% der Museen in Zentrumsgemeinden, 
20,7% in Agglomerationsgemeinden, 28,1% in ländlichen Gemeinden  

• Museumstypen und Zielgruppen, Beispiele: 354 regionale und lokale 
Museen fördern Heimattourismus, 166 Kunstmuseen ziehen internati-
onales Kulturpublikum an, 153 technische und 123 historische Mu-
seen sprechen u.a. Familien oder Fachinteressierte an. 

Zahlen aus Deutschland zeigen, dass pro Museumsbesuch weitere 2.40 Euro 
touristische Ausgaben generiert werden (Übernachtung, Gastronomie etc.). 

Forderung des VMS: 

Verzicht auf Kürzungen im Bereich der touristischen Förderinstrumente.   

4. Präventiver Kulturgüterschutz und Sicherheit  

4.1. Neue Bedrohungen für Museumssammlungen 

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) identifiziert neue Herausforde-
rungen für den Kulturgüterschutz, die verstärkte Investitionen erfordern. Mit 
der Digitalisierung im Kultursektor vervielfachen sich die Aufgaben des Kultur-
güterschutzes um die Datensicherung und -sicherheit. Umfangreiche digitale 
Datenmengen – von digitalen Kunstwerken und Dokumentationsunterlagen bis 

hin zu Digitalisaten archivarischer Bestände – müssen vor Cyberangriffen, Da-
tenverlust und Stromausfällen geschützt werden. Zudem stellt die sichere 
Langzeitarchivierung dieser wertvollen Daten eine weitere zentrale Herausfor-
derung dar, die einer spezifischen Expertise in Informationswissenschaft oder 
Digital Humanities bedarf. Diese Herausforderungen sind für viele Museen auf-
grund fehlender Ressourcen und IT-Kompetenzen besonders gravierend. Das 
BABS definiert Kulturgüter als wichtigen Teil der Identität und kollektiven Erin-
nerung, die für den sozialen Zusammenhalt und die Resilienz von Gemein-
schaften unerlässlich sind. Die Vernichtung von Kulturgütern in bewaffneten 
Konflikten wird als gezielte militärische Strategie in der hybriden Kriegsführung 
verwendet.  

Der Krieg in der Ukraine und die bewusste Zerstörung von Kulturgütern als 
Symbol der Auslöschung einer Identität hat Kulturgüter ins Rampenlicht ge-
rückt.  

Angesichts der aktuellen geopolitischen Situation sind Investitionen in Museen 
keine rein kulturelle, sondern eine eindeutig sicherheitspolitische Massnahme. 
Durch die Stärkung kultureller Resilienz kann die Schweiz dauerhaft ihre demo-
kratischen Werte bewahren, externen Manipulationen widerstehen und lang-
fristig Stabilität, Sicherheit und Wohlstand gewährleisten. 

Forderung des VMS 

Verstärkte Investitionen in präventiven Kulturgüterschutz sowie in digitale Si-
cherheit und Cyberabwehr, Notfallplanung und Evakuierungskonzepte sowie 
Schutz gegen Extremwetterereignisse. 

5. Museen als demokratische Infrastruktur mit inter-
nationaler Wettbewerbsfähigkeit 

Museen sind zentrale Orte demokratischer Bildung und kultureller Teilhabe. 
Eine Studie des Instituts für Museumsforschung (IfM) belegt, dass Museen die 
höchsten Vertrauenswerte unter den gesellschaftlichen Institutionen genies-
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sen - noch vor der Wissenschaft. Als wichtige Träger des institutionellen Ver-
trauens stärken Museen das Sozialkapital unserer demokratisch verfassten 
Gesellschaft. 

Der neueste Relevanzmonitor Kultur zeigt: Neun von zehn repräsentativ Befrag-
ten sind der Ansicht, dass Kultur wertvolle Gemeinschaftserlebnisse ermög-
licht, in schwierigen Zeiten Trost und Freude spenden kann (89%) und eine 
wichtige Stütze in einer sich immer schneller verändernden Gesellschaft dar-
stellt. 

Kulturelle Teilhabe in Museen fördert nachweislich demokratische Werte, er-
höht die politische Beteiligung und stärkt die Bereitschaft der Bevölkerung, 
sich aktiv gesellschaftlich zu engagieren. Menschen, die an kulturellen Aktivitä-
ten teilnehmen, entwickeln ein stärkeres Zugehörigkeitsgefühl, grössere Em-
pathie, mehr Vertrauen und erhöhte interkulturelle Kompetenz, was gesell-
schaftliche Spannungen reduziert. 

Innovationskraft muss gestärkt bleiben 

Die Schweiz führt seit über zehn Jahren den Global Innovation Index an, was 
auch auf ihre kulturelle Vielfalt und die Qualität ihrer Museumslandschaft zu-
rückzuführen ist. Einrichtungen wie die ETH Zürich oder die EPFL kooperieren 
gezielt mit Museen und kombinieren kulturelle mit wissenschaftlicher Bildung.  

Museen tragen substanziell zur Innovationsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
der Schweiz bei, indem sie Kreativität und Vorstellungskraft stimulieren, inter-
disziplinäres Denken fördern, historisches Wissen für Innovation nutzbar ma-
chen und internationale Netzwerke von Forschern und Künstlern schaffen. 
Schweizer Museen sind wichtige Träger der kulturellen Strahlkraft des Landes, 
der kulturellen Diplomatie. Sie vermitteln Schweizer Werte wie Qualität, Präzi-
sion, Neutralität und Humanität.  

Forderung VMS 

Verzicht auf Kürzungen in den Bereichen Bildung, Teilhabe, Forschung und In-
novation. 


